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gers“ führen könnten, aber gleichwohl die Schutzziele des geltenden Rechts 
beachten (S.  224–232): zum einen öffentliche Subventionen – er spricht eine 
Erhöhung des Wohngeldes als Alternative zur sogenannten Mietpreisbremse 
(§§  556d ff. BGB) an – und zum anderen die Wahl von – im Vergleich zur In-
haltsregulierung – milderen Mitteln wie Formvorschriften oder Informations-
pflichten.

V. Alles in allem verdient Rüpings Blick auf das Grundsätzliche der Privat-
rechtsordnung hohe Anerkennung. Dass zum Bürgerlichen Recht auch Bürger 
gehören, die im Prinzip frei und selbstverantwortlich Entscheidungen treffen, 
für deren Folgen sie dann auch geradestehen, ist im Verlaufe der letzten zwei 
oder drei Jahrzehnte zunehmend in Vergessenheit geraten. Dass Rüping daran 
mit dem Begriff des „mündigen Bürgers“ erinnert, ist verdienstvoll und wird 
hoffentlich die privatrechtstheoretische Debatte neu befruchten. Seine Argu-
mentation verläuft durchgehend auf hohem Ton, auch dort, wo eine konkret-
zupackende Ausarbeitung seinem Anliegen gutgetan hätte. Gerade die Einbe-
ziehung der ökonomischen Analyse erweist sich für das Thema als überaus 
hilfreich. Sie wird in Zukunft durch eingehendere, auch empirisch untermau-
erte Untersuchungen hoffentlich noch an Überzeugungskraft gewinnen.

Hamburg	 Jürgen Basedow
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Die Verfasserin, die mit dieser Arbeit bei Oliver Remien in Würzburg pro-
moviert wurde, behandelt vor allem das deutsche Recht des Erwerbs von Kunst-
gegenständen. Sie gliedert ihre Ausführungen in drei Abschnitte, nämlich die 
Einleitung (S.  1–34), den Hauptabschnitt über den Erwerb und die Ersitzung 
von Kunstgegenständen (S.  35–175) und eine Zusammenfassung in Thesen 
(S.  176–186).

I. Die Einleitung befasst sich vor allem mit zwei Fragen: zunächst mit dem 
Kunstmarkt und dann mit dem gutgläubigen Erwerb und der Ersitzung in his-
torischer Entwicklung und im Rechtsvergleich. Am Ende der Ausführungen 
zu den Erscheinungsformen des Kunstmarktes geht die Verfasserin auch auf die 
Kunstkriminalität ein. Hierbei wird sehr kursorisch auf deutsche Literatur Be-
zug genommen1 und im Anschluss daran das Recht sechs europäischer Länder 
(U.K., Spanien, Italien, Schweden, Schweiz und Frankreich) auf maximal  

1  Soweit sie auf S.  11 auf das Werk von Nora und Stefan Koldehoff, Aktenzeichen Kunst – 
Die spektakulärsten Kunstdiebstähle der Welt (2004), Bezug nimmt, wird nicht immer klar, 
wer bzw. was gemeint ist. Gab es den Marquis Eduardo de Valfierno, den die Koldehoffs auf 
S.  29 erwähnen, wirklich? – Welcher Diebstahl aus der Hamburger Kunsthalle ist gemeint? 
Der Diebstahl von Wouwermans „Reiter an der Düne“ im Jahr 1960, von Werken von De
lacroix im Jahr 1972, einer Statue von Giacometti im Jahr 2002 oder gar von Caspar David 
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je zwei Seiten skizziert,2 bevor Schellerer sich schließlich ebenso kurz dem  
UNESCO-Übereinkommen von 1970, dem Unidroit-Übereinkommen von 
1995, der Richtlinie 90/7/1993 und dem Draft Common Frame of Reference 
(DCFR) zuwendet. Bei den Länderberichten zu Italien und Frankreich hätte 
noch betont werden müssen, dass nach der italienischen und französischen 
Rechtsprechung nur die Gegenstände des eigenen demanio pubblico oder domaine 
public geschützt werden.3

II. Im folgenden Hauptteil der Arbeit untersucht die Verfasserin minutiös 
den gutgläubigen Erwerb und die Ersitzung von Kunstwerken nach deutschem 
Recht.

1. Nach einem kurzen Ausflug in die Erwerbspraxis im Kunsthandel (S.  35–
55) wird zunächst der gutgläubige Erwerb von Kunstwerken nach deutschem 
Recht behandelt. Gut gegliedert werden die allgemeinen Voraussetzungen des 
Gutglaubenserwerbs nach BGB und dem DCFR dargestellt, dann die Eigen-
tumsvermutung des §  1006 BGB, der Gutglaubensmaßstab im Kunsthandel, der 
Ausschluss des gutgläubigen Erwerbs und schließlich unter der Überschrift 
„Ausnahmen von der Ausnahme“ die Zulässigkeit des gutgläubigen Erwerbs 
von abhandengekommenen Gegenständen. Bei diesen Ausführungen bedauert 
man die weitgehend fehlende Rechtsvergleichung. Denn die angesprochenen 
Probleme werden nicht nur in Deutschland erörtert, sondern auch im Ausland. 
So vermisst man auf S.  108 ff. eine Auseinandersetzung mit Karsten Schmidts 
Erörterung des Abhandenkommens durch Veräußerung durch einen Besitzdie-
ner,4 was schon im New Yorker Fall Kunstsammlungen zu Weimar v. Elicofon zum 
Abhandenkommen von Dürer-Porträts eine Rolle gespielt hatte,5 und auf S.  86 f. 
eine eingehende Stellungnahme zu der Meinung des schweizerischen Bundes-
gerichts, das für den Antiquitätenhandel bereits 1996, also vor dem Kulturgü-
tertransfergesetz von 2003, die gleichen strengen Anforderungen für die Sorg-
faltspflicht des Erwerbers gefordert hat wie für den Auto-Occasionshandel.6

2. Im letzten Abschnitt des Hauptteils der Arbeit widmet sich die Verfasserin 
der Ersitzung von Kunstwerken. Auch hier prüft sie sorgfältig alle Möglichkei-
ten und Voraussetzungen, die für eine Ersitzung notwendig sind. So bejaht sie 

Friedrichs „Nebelschwaden“, ausgeliehen an die Schirn-Kunsthalle in Frankfurt am Main 
und dort 1994 gestohlen?

2  Diese kurze Skizzierung führt dazu, dass vergessen wird, dass zum Beispiel in England 
ein deliktisch qualifizierter Anspruch auf Herausgabe von Sachen sehr schnell verjährt. Vgl. 
hierzu Kurt Siehr, Verlust von Ansprüchen auf Herausgabe von Mobilien – Rechtsverglei-
chendes zum Gutglaubenserwerb, in: FS Rudolf Welser (2004) 997–1014.

3  Vgl. Cass.it. 24.11.1995, n.  12166, Foro it. 1996, I, 1, 907 = Riv.dir.int. 80 (1997) 525 
(Governo di Francia c. De Contessini); und Trib.civ. de la Seine 17.4.1885, Clunet 13 (1886) 
593 (Duc de Frias c. baron Pichon).

4  Diese Perle historischer und interessengerechter Auslegung der §§  855 und 935 BGB ist 
zu finden bei: Karsten Schmidt, Abhandenkommen bei Weggabe durch angestellte Besitzdie-
ner? – „Handelsrechtliches“ versus „besitzrechtliches“ Denken im Umgang mit §§  855, 935 
BGB, in: Rechtsgeschichte und Privatrechtsdogmatik, hrsg. von Reinhard Zimmermann /  
Rolf Knütel / Jens Peter Meincke (1999) 579–599.

5  Kunstsammlungen zu Weimar v. Elicofon, 536 F.Supp.  829, 840 (E.D.N.Y. 1981).
6  BGer. 5.3.1996, BGE 122 III 1, 4 (bei Erwägung 2 b aa).
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zum Beispiel zu Recht, dass der Erbe eines Diebes, der nichts von dem Dieb-
stahl weiß, vielmehr das gestohlene Kunstwerk für das rechtmäßige Eigentum 
des Erblassers und Teil des Nachlasses hält, die vom Erblasser gestohlene Sache 
ersitzen kann (S.  167). Diese schönen Ausführungen rufen den schon genannten 
New Yorker Dürer-Fall ins Gedächtnis. Hier hatte Rechtsanwalt Elicofon die 
Dürer-Porträts aus Weimar für 450 US-Dollar von einem amerikanischen Sol-
daten erworben und 20 Jahre in Eigenbesitz gehabt. Nach deutschem Recht 
hätte er die Porträts ersessen; denn er war bei Besitzerwerb gutgläubig. Da das 
New Yorker Recht weder einen Gutglaubenserwerb noch eine Ersitzung kennt, 
war die Herausgabeklage des Eigentümers erfolgreich.7 Wie würde sich die 
Lage jedoch darstellen, wenn die Porträts nach 2008 aus Weimar verschwunden 
wären, die Bundesrepublik Deutschland einen Rückgabeanspruch nach dem 
UNESCO-Übereinkommen 1970 gegen Rechtsanwalt Elicofon erfolgreich 
geltend gemacht hätte8 und die Porträts wieder in Deutschland wären? Dann 
gälte §  5 Abs.  1 KultGüRückG und die Frage des Eigentums richtete sich nach 
deutschem Sachrecht. Rechtsanwalt Elicofon könnte also in Deutschland sein 
ersessenes Eigentum ausüben und den Kunstsammlungen zu Weimar verkaufen 
(S.  33) Ebenso entschiede die Verfasserin nach dem neuen Kulturgüterschutz
gesetz (KGSG) von 2016 (§  52 KGSG). Dies ist nach den genannten deutschen 
Vorschriften richtig, Zweifel bestehen jedoch, ob die Vorlagen (Richtlinien der 
EU von 1993 und 2014) von Deutschland richtig umgesetzt wurden. Denn 
nicht bedacht wurde die Konstellation, dass ein ersuchter Staat (hier: New York) 
das Eigentum stärker schützt als der ersuchende Staat (hier: Deutschland).

III. Mit einer Zusammenfassung in Thesen beschließt die Verfasserin ihre 
schöne Arbeit. Sie hat die deutsche Rechtslage vorzüglich und fast vollständig 
dargestellt und gibt für Wissenschaft und Praxis eine gute Gesamtschau der 
Problematik. Bedauerlich ist nur, dass sie verkennt, dass abhandengekommene 
oder veruntreute Kunstgegenstände nicht im Land des Deliktes bleiben, son-
dern ins Ausland wandern, weil dort das deliktische Handeln nicht oder nicht 
so schnell bekannt wird. Im Ausland befindliche oder aus dem Ausland heimge-
kehrte Kunstwerke bereiten häufig Probleme, die im Inland gar nicht oder sel-
ten auftauchen, denen aber trotzdem zu begegnen ist.

Hamburg	 Kurt Siehr

7  Siehe oben Fn.  5.
8  Dieser Ausgang ist deswegen zweifelhaft, weil amerikanische Gerichte das UNESCO-

Übereinkommen nicht direkt anwenden, sondern das amerikanische Ausführungsgesetz des 
Bundes in Gestalt des Convention on Cultural Property Implementation Act von 1983, 19 
U.S.C.A. §§  2601 ff., und bilaterale Vereinbarungen, die mit Deutschland nicht existieren.




